
§30
W ahlkabine

1. D er W ahlvorstand ist dafü r verantw ortlich, daß in 
dem W ahlraum  eine oder m ehrere W ahlkabinen vor­
handen sind, die so beschaffen sein müssen, daß jeder 
W ähler seinen S tim m zettel unbeobachtet fü r  die Abgabe 
vorbereiten kann.
2. In  der W ahlkabine darf sich, von den Fällen des § 41, 
A bsatz 4, abgesehen, s te ts  n u r ein W ähler befinden.

§31
W ahlvorschläge

1. Die Bezirks-, Kreis-, Stadt-, S tadtbezirks- und Ge­
m eindewahlausschüsse fordern  spätestens am  35. Tage 
vor dem W ahltag  durch öffentliche Bekanntm achung zur 
E inreichung von W ahlvorschlägen auf.
2. Die W ahlvorschläge fü r  die Bezirkstage, die K reis­
tage, die Stadtverordnetenversam m lungen, die S tad t­
bezirksversam m lungen und Gem eindevertretungen ste l­
len die dem okratischen P arte ien  und M assenorganisa­
tionen auf.
Sie haben das Recht, ihre Vorschläge zu dem gem ein­
sam en Vorschlag der N ationalen F ro n t des dem okrati­
schen Deutschlands zu vereinigen.

§37
Vorstellung der K andidaten

1. Die K andidaten und N achfolgekandidaten sind ver­
pflichtet, sich in ihrem  W ahlkreis in W ählerversam m ­
lungen den W ählern vorzustellen, A uskunft über ihre 
bisherige gesellschaftliche T ätigkeit, ihre künftige M it­
arbe it in der V olksvertretung und die E rfüllung der 
Urnen als Abgeordneten obliegenden Pflichten zu geben. 
Die W ähler sind berechtigt, die Absetzung von K andi­
daten von den W ahlvorschlägen vorzuschlagen.

§ 49
N ach der A ufnahm e der W ahlniederschrift und ihrer 
U nterzeichnung überm ittelt der W ahlvorsteher ein 
Exem plar der W ahlniederschrift an den jeweils zustän ­
digen W ahlausschuß des W ahlkreises. Das zweite Exem ­
p la r der W ahlniederschrift überm ittelt der W ahlvor­
steher zusam m en m it den S tim m zetteln und den übrigen 
W ahlunterlagen in einem verschlossenen U m schlag an 
den Gemeinde-, S tad t- bzw. S tadtbezirksw ahlausschuß.

§ 50
FeststeUung des W ahlergebnisses im W ahlkreis

1. A uf der Grundlage der von den W ahlvorständen über­
sandten  W ahlniederschriften stellen die W ahlausschüsse 
der W ahlkreise in öffentlicher Sitzung das W ahlergebnis 
in ihrem  W ahlkreis fest.
2. Dabei prüfen die W ahlausschüsse der W ahlkreise 
nach den W ahlniederschriften die ordnungsgem äße 
D urchführung der W ahl und berichtigen Rechenfehler 
und andere offenbare U nrichtigkeiten.

Das vorstehende vom P räsidenten  der V olkskam m er im 
N am en des Präsidium s der V olkskam m er un ter dem 
6. A pril 1957 ausgefertig te Gesetz w ird h ierm it ver­
kündet.

Berlin, den 8. A pril 1957

Der P räsiden t 
der Deutschen D em okratischen Republik

W. P  i e c k

Der § 31 des W ahlgesetzes vom  3. April 1957 legt zwar 
fe s t, daß die „demokratischen Parteien und M assen­
organisationen" W ahlvorschläge einreichen können. Be­
reits im  nächsten S a tz  wird jedoch hervorgehoben, daß 
diese Organisationen das Recht haben, ihre Vorschläge 
zu dem  „gemeinsamen Vorschlag der Nationalen Front"  
zu vereinigen. Schon vor der Veröffentlichung des W ahl­
gesetzes ist durch das Präsidium  der Nationalen Front 
verkündet worden, daß auch zu  den „Wahlen“ am  23. 6. 
1957 eine solche E inheitsliste a u f gestellt wird. In  der 
Tagung des „Nationalrates der Nationalen F ront“ am  
29-130. M ärz 1957 erklärte der E rste  Sekre tär des ZK  
der SED  und E rste  S te llvertreter des Vorsitzenden des 
M inisterrates der Sow jetzone, U lbricht, daß im  soge­
nannten Block der dem okratischen Parteien und M assen­
organisationen die A ufste llung  der gem einsam en K an­
didatenliste beschlossen worden sei. Zur Begründung  
führte  er an:

„Wir stellen eine E inheitsliste auf, weil w ir uns 
einig sind!“

In  derselben S itzung  betonte Ulbricht, d a ß  i n  d e r  
S o w j e t z o n e  e i n e  p a r l a m e n t a r i s c h e  O p ­
p o s i t i o n  n i c h t  g e d u l d e t  w e r d e .

H ierzu erklärte er wörtlich:
„Beim Besuch einiger Abgeordneter des englischen  
Unterhauses stellten sie auch die Frage nach Op­
positionslisten. E s ist klar, daß sich bei uns eine 
Oppositionsliste nur gegen die Arbeiter-und-Bauern- 
M acht und gegen den Sozialism us richten könnte. 
Die betreffenden Abgeordneten waren nicht in der 
Lage zu beweisen, daß das englische Sys tem  fü r  die 
englische Arbeiterklasse von N u tzen  ist. M an kann  
es doch nicht als Erfo lg  bezeichnen, daß nach der 
Verstaatlichung des Kohlenbergbaus durch eine 
Labour-Regierung diese Labour-Regierung ihre Po­
sitionen so wenig zum  N u tzen  der W erktä tigen  aus­
genu tzt hat, daß sie bei den nächsten W ahlen eine 
Niederlage erlitt und die Verstaatlichung rü c k­
gängig gem acht wurde. Das ist kein gutes Beispiel.“

Trotz dieser klaren Absage ist von der Bevölkerung in  
den „W ahlversamm lungen“ im m er wieder die Frage  
aufgew orfen worden, w arum  es in der Sow jetzone keine 
parlamentarische Opposition gäbe. In  F lugblättern  und  
Presseartikeln wurde hierauf scharf geantw ortet:

DOKUMENT 15

Aus: „In der G em einsam keit liegt unsere S tärke.“

E inigen H erren  in W estdeutschland gefällt es nicht, daß 
W alter U lbricht auf die F rage, w arum  die K andidaten 
unserer P arte ien  au f einer gem einsam en L iste der N a­
tionalen F ron t kandidieren, die einfache A ntw ort gab: 
W ir stellen eine E inheitsliste auf, weil w ir uns alle 
einig sind.
. .  .„Wie schön w äre es, so sagen sich diese a lten  Ver­
derber der Völker, wenn es in der DDR ein Oppositions­
zentrum  gäbe, das un te r dem Deckm antel einer angeb­
lichen D em okratie H andlangerdienste fü r  die im peria­
listischen Ziele leisten w ürde.“
Nein, die H erren, deren W ahlvorbereitungen m it den 
Verboten der KPD und der K P Saar, der V erhaftung 
des Dr. A gartz  und einem K esseltreiben gegen die w est­
deutschen A rbeiter begannen, können nicht widerlegen, 
daß die gem einsam e L iste der N ationalen F ro n t die 
zweckm äßigste Form  fü r die W ahlen bei uns ist.
Die E rfah rungen  besagen, daß in allen Staaten, in  denen 
die ta tsächliche M acht in  den H änden der Monopol-
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